
Vorgeschichte Art. 66

konnten ihm nur die Aufgaben übertragen werden, die die Volksvertretung ihrer Natur 
nach nicht ausüben kann. Diese waren vor allem die der Repräsentation gegenüber ande­
ren Staaten. So vertrat der Präsident die Republik völkerrechtlich, hatte in ihrem Namen 
die Staatsverträge abzuschließen und zu unterzeichnen, Botschafter und Gesandte zu be­
glaubigen und die anderer Staaten zu empfangen (Art. 105 a. F.). Außerdem hatte er nach 
Art. 104 Abs. 1 a. F. die Befugnis, die Gesetze der Republik zu verkünden, und konnte 
nach Art. 66 Abs. 4 a. F. bei Zweifeln an der Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen den Ver­
fassungsausschuß der Volkskammer anrufen. Ferner hatte er die Regierungsmitglieder bei 
ihrem Amtsantritt zu verpflichten (Art. 104 Abs. 2 a.F.). Schließlich hatte der Präsident 
das Recht der Begnadigung. Doch mußte er sich hierbei von einem Ausschuß der Volks­
kammer beraten lassen (Art. 107 a.F.). Nach Art. 106 a.F. bedurften die Anordnungen 
und Verfügungen des Präsidenten zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den Mi­
nisterpräsidenten oder den zuständigen Minister.

Der Präsident der Republik war kein plebiszitäres Staatsoberhaupt. Wahlkörper war ur­
sprünglich ein Gremium, das aus der Volkskammer und der Länderkammer gebildet wur­
de. Nach der Beseitigung der Länderkammer2 wurde der Präsident nur noch von der 
Volkskammer gewählt. Wählbar war nur ein Bürger, der das 35. Lebensjahr vollendet hat­
te. Die Amtsdauer des Präsidenten betrug vier Jahre (Art. 101 a.F.). Bei Amtsantritt hatte 
er einen Eid zu leisten (Art. 102 a.F.). Der Präsident konnte zuerst durch gemeinsamen 
Beschluß der Volkskammer und der Länderkammer, nach Auflösung der Länderkammer 
durch Beschluß der Volkskammer allein, mit einer qualifizierten Mehrheit von zwei Drit­
teln der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten abberufen werden (Art. 103 a.F.). Im Falle 
der Verhinderung wurde der Präsident der Republik zunächst durch den Präsidenten der 
Volkskammer vertreten. Bei längerer Verhinderung sollte die Vertretung durch Gesetz ge­
regelt werden. Das gleiche galt für den Fall einer vorzeitigen Erledigung der Präsidenten­
schaft bis zur Neuwahl des Präsidenten (Art. 108 a.F.).

2. Der Staatsrat in der Verfassung von 1949.
a) Nach dem Tode des ersten und einzigen Präsidenten der Republik, W. Pieck, schien 4 

die Zeit gekommen, die Institution des Präsidenten abzuschaffen und zu der Konzeption 
des kollektiven Organs zurückzukehren, wie sie schon im Verfassungsentwurf der 
SED enthalten war. Sehr wahrscheinlich hatte, als wegen der schweren Erkrankung des 
Präsidenten mit dessen Ableben gerechnet werden mußte, die Absicht bestanden, das Prä­
sidium der Volkskammer zum kollegialen Staatsoberhaupt zu machen. Dafür spricht, daß 
der Nationale Verteidigungsrat dem Präsidium der Volkskammer verantwortlich gemacht 
worden war (s. Rz. 2 zu Art. 73). Doch die Entscheidung fiel anders aus, wahrscheinlich 
weil das Präsidium der Volkskammer im Gegensatz zum Präsidium des Obersten Sowjets 
der UdSSR als Sitzungspräsidium fungiert und deshalb dem Vorsitzenden die rein techni­
sche Aufgabe zugefallen wäre, die Sitzungen der Volkskammer zu leiten. Auch hätte man 
wegen der Bedeutung des Amtes des Vorsitzenden einen personellen Wechsel vornehmen 
müssen. Präsident der Volkskammer war ein Angehöriger der LDPD. Einem solchen hätte 
man den Vorsitz im kollektiven Staatsoberhaupt nicht geben können, weil das dem Füh-

2 § 2 Gesetz über die Auflösung der Länderkammer der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 8. 12. 1958 (GBl. I S. 867).
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